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DER WILLE  
DES MENSCHEN  

GESCHEHE
Über Demokratie und Rechtsstaat – 

 und wie in weniger als zwei Jahrzehnten  
Politik, Kultur, Justiz, Wirtschaft,  

Wissenschaft und Bildung  
ideologisiert werden konnten.

Thomas Lachenmaier

Demokratie, das ist doch die Herr­
schaft der Mehrheit, oder? Ganz 

so einfach ist es nicht. Denn dann 
wäre im Dritten Reich ja alles in Ord­
nung gewesen. Hitler kam nicht mit 
Waffengewalt an die Macht. Das ging 
alles seinen demokratischen Gang. 
Die meisten totalitären Systeme ent­
wickelten sich in kleineren oder grös­
seren Schritten, lautlos, ohne Gewalt 
und unspektakulär. Und auch, als Hit­
ler Rechtsstaat und Demokratie in den 
Lockdown geschickt hatte: War da die 
Mehrheit gegen ihn? Nein, er konnte 
auf sie zählen. «Totale Herrschaft ist 
ohne Massenbewegung und ohne Un­
terstützung durch die von ihr terro­
risierten Massen nicht möglich», hat 
Hannah Arendt festgestellt.

Nicht die Herrschaft der (verführ­
ten) Mehrheit macht aus einem 
Staatswesen eine tatsächliche Demo­
kratie, sondern Rechtsstaatlichkeit, 
die Herrschaft des Rechts. Eigentlich 
ist der politische Wunsch und Wille 

ZEITGESCHEHEN

der Mehrheit ein verlässliches Instru­
ment zur Schaffung stabiler Verhält­
nisse. Denn die meisten Menschen 
möchten ganz einfach gut leben, ohne 
der Willkür ausgesetzt zu sein. Sie 
wollen in Frieden und Harmonie mit 
ihrer Familie ihr Leben gestalten und 
eine gute Arbeit haben. Leider ist der 
Mensch verführbar, etwa, wenn Po­
litiker ein Arsenal Propagandamittel 
in Stellung bringen. Deshalb müssen 
das Recht und die Wahrheit immer 
verteidigt werden – oft auch gegen 
die (verführte) Majorität. Die Väter 
der amerikanischen und der Schwei­
zer Verfassung, wie jene des deut­
schen Grundgesetzes, wussten, dass 
der Mensch vor sich selbst geschützt 
werden muss, dass ihm letztlich nicht 
zu trauen ist. Das ist eine Folge des 
jüdisch-christlichen, des biblischen 
Menschenbildes: Der Mensch ist nicht 
einfach gut. Der Rechtsstaat gründet 
auf dem Misstrauen gegen die These 
vom «Gutsein des Menschen».

Der demokratische Rechtsstaat 
wurde geschaffen, um die Menschen 
vor Zweierlei zu schützen. Zum einen 
vor dem Einzelnen, der die Macht an 
sich reissen will, vor dem Tyrannen, 
der dem Götzen der Macht verfallen 
ist. Zum anderen ist die Herrschaft des 
Rechts das Mittel, um die Mehrheit vor 
den Versuchungen zu schützen, denen 
sie selbst verfallen kann. Der Gehor­
sam des Bürgers, des Souveräns, gilt 
in einer rechtsstaatlichen Demokratie 
deshalb nicht der Regierung, dem Pre­
mier, dem Kanzler. Sie gilt dem Recht. 

Deshalb sind aus demokratischer 
Sicht Protest und Widerstand gegen 
die «Partei und Staatsführung» gebo­
ten, wenn diese das Recht verlässt, 
wenn sie der Unvernunft erlegen ist, 
wenn sie Widersinniges bestimmt. 
Der amerikanische Erkenntnistheo­
retiker Sergio Caldarella weist darauf 
hin, dass es kein Zufall ist, «dass die 
Verfasser des (deutschen) Grundgeset­
zes, wohl wissend um die geschichtli­
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chen und politischen Ereignisse, aber 
auch um die rechtlichen Rahmenbe­
dingungen, die zur Katastrophe des 
Zweiten Weltkrieges geführt hatten, 
das Widerstandsrecht des Art. 20 in 
die Verfassungsgrundsätze einführ­
ten». Widerstand gegen Unrecht des 
Staates ist gewissermassen ein Gebot 
des Grundgesetzes. 

Und es ist ebenso wenig ein Zufall, 
so Caldarella, dass eine Regierung, die 
mit der Einführung des Ausnahmezu­
standes de facto bereits die Demokra­
tie ausgesetzt hat, dazu neigt, diesen 
grundlegenden Artikel abzulehnen, 
zu minimieren oder gar aufzuheben. 
Er beschreibt auch die Mittel einer 
solchen Regierung, die so vorgeht: «Es 
wird dann die systematisch betriebene 
Überredung und Verängstigung des 
Bürgers durch mediales Hämmern 
ständiger Botschaften sein, (...) um die 
Möglichkeit einer Aussetzung der De­
mokratie anzubieten. Eine brillantere, 
kreativere und koordiniertere Technik 
zur Aussetzung der Demokratie ist 
schwer vorstellbar.»

Eigentlich schützt ein austariertes 
System der Gewaltenteilung in einem 
Rechtsstaat den Menschen vor dem 
Menschen – auch vor dem, der die 
Regierungsgewalt innehat. Die Re­
gierung, die ausführende Gewalt, hat 
die Macht nur auf Zeit. Sie wird vom 
Parlament kontrolliert. Eine unabhän­
gige Justiz wacht über der Einhaltung 
der Regeln, jeder kann sie anrufen. Es 
ist wichtig, dass jede dieser drei «Ge­
walten» ihre Aufgabe kennt und wahr­
nimmt. Die Aufgabe des Parlaments ist 
es nicht, die Regierung zu unterstüt­
zen. Es beauftragt die Regierung und 
muss sie kontrollieren und vor Anmas-
sung bewahren. Es repräsentiert den 
Willen des Souveräns, der einzelnen 
Bürger. In der repräsentativen Demo­
kratie ist die Regierung nicht mehr als 
das ausführende Organ, beauftragt 
vom Souverän, der von den Abgeord­
neten repräsentiert wird. Politiker ver­
gessen gerne, dass sie die Angestellten 
der Bürger sind.

Rechtsstaaten haben Machtbrem­
sen für Politiker eingebaut, die sich 
für «die höchste Instanz halten». In 
Deutschland war das, eine Lehre aus 
der Erfahrung der Nazi-Barbarei, vor 
allem anderen die strikt föderale Ver­
fassung. Dann eine unabhängige, 
nicht weisungsgebundene Justiz. Und 
dann ist da noch diese «vierte Gewalt», 
die Presse. Alle diese rechtsstaatlichen 
Sicherungen sind in westlichen Demo­
kratien derzeit gefährdet oder bereits 
zu Teilen kollabiert, wie in Deutsch­
land. Aber der Reihe nach. 

Parlament. Angela Merkel hat es 
geschafft, die Rollen von Parlament 
und Regierung zu vertauschen: Nicht 
die Regierung führt als Exekutive den 
Willen und den Auftrag aus, der im 
Parlament definiert und beschlossen 
wurde – wie es eigentlich sein sollte. 
Sondern das Parlament beschliesst, 
was die Regierung will und hinter den 
Kulissen vorbereitet und eingefädelt 
hat. Es gibt kaum noch eine echte De­
batte. Die Willensbildung geschieht 
nicht mehr transparent im Parlament, 
sondern zunehmend konspirativ hin­
ter den Türen der Regierung. So war es 
bei jedem einzelnen der Gesetze der 
vergangenen Jahre, die als Weichen­
stellungen das ganze Land veränder­
ten: Die Öffnung der Grenzen 2015 war 
ein einsamer Entscheid, am Parlament 
vorbei und vom Gesetz nicht gedeckt, 
es wurde ausser Kraft gesetzt. 

Auch bei der «Energiewende» galt: 
Der Wille der Regierung geschehe. Es 
gab praktisch keine Debatte über das 
ungeheuerliche Zensurpaket «Netz­
werkdurchsetzungsgesetz», praktisch 
keine Debatte (wenige Minuten) über 
die «Ehe für alle», ein Gesetz, welches 
das ganze Land verwandelt. Auch bei 
der mehrfachen Verschärfung des In­
fektionsschutzgesetzes hat sich das 
Parlament den Schneid abkaufen las­
sen und folgte dem autokratischen Al­
ternativlos-Credo der Regierung. «Das 
Parlament legt nicht selbst die Mass­
nahmen fest», kritisierte die «Welt», 
«die weite Teile der Bevölkerungen 

betreffen und bewegen. Es überlässt 
die Entscheidung der Regierung mit 
der Argumentation, man befinde sich 
schliesslich in einer Krise.» 

Die jüngste Verschärfung, am 24. 
Juni, wurde von den meisten Medien 
nicht einmal mehr berichtet. Ein Ge­
setz, welches eigentlich nur eine ganz 
spezielle Sache regeln soll, ermächtigt 
die Regierung jetzt jederzeit zur Ab­
schaffung der zentralen Grundrechte. 
Bislang war dazu die offizielle Fest­
stellung einer «epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite» die Voraus­
setzung. Seit Juni gilt: Die Regierung 
kann auch noch ein Jahr, nachdem die 
epidemische Lage offiziell für beendet 
erklärt worden ist, die Reisefreiheit 
einschränken – ohne das Parlament. 

Föderalismus. Diese Notbremse 
gegen Tyrannei hat die Regierung aus 
dem Vehikel der Demokratie ausge­
baut. Jetzt ist alles möglich. Und man 
sollte keinen Zweifel daran haben, 
dass auch alles umgesetzt wird, was 
möglich ist. 

Justiz. Noch funktioniert sie, aber sie 
ist geradezu brutal unter Druck. Rich­
ter, die gut begründete, aber der Regie­
rung missliebige Urteile fällen, werden 
durch Hausdurchsuchungen in Miss­
kredit gebracht und eingeschüchtert 
(siehe factum 4/21, S. 12). Es gibt 
mutige Richter und Verfassungsrecht­
ler, die ihre Aufgabe erfüllen und ein­
dringlich warnen.1 

Medien. Drei Bedingungen sollten 
sie erfüllen: korrekt berichten, was 
geschieht (ob die Fakten das Weltbild 
des Journalisten stützen oder nicht); 
unabhängig sein, sowohl finanziell wie 
ideologisch. Drittens ist es Auftrag der 
Medien, die Mächtigen zu kontrollie­
ren. Sie dürfen nicht der Versuchung 
erliegen, sich im Licht der Macht son­
nen zu wollen und sich das mit Gefäl­
ligkeitsjournalismus zu erkaufen. In 
Deutschland hat sich eine milliarden­
schwere staatliche Medienbürokratie 
wie ein Krake über die Gesellschaft 
gelegt. Sie folgt dem Willen der Re­
gierung, unterschlägt Informationen, 
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berichtet und kommentiert in deren 
Sinne, betreibt eine Art Kampagnen­
journalismus gegen die parlamentari­
sche und ausserparlamentarische Op­
position. Was nicht genehm ist, wird 
verschwiegen oder, wo das nicht geht, 
zerredet im Unwichtigen – simulierter 
Journalismus.

Sie diffamiert mit ausgrenzenden 
Vokabeln. Wer mit dem Falschen ge­
sehen wurde, ihn zitiert, wird zum 
Paria. Dieses System funktioniert er­
schreckend effektiv und hat ein Klima 
geschaffen, dem auch der Grossteil 
der nicht-staatlichen Presse und die 
meisten Bürger weitgehend folgen. 
Private Medien werden seit Kurzem 
massiv vom Staat unterstützt. Warum? 
So werden Abhängigkeiten geschaffen, 
gefällige Berichterstattung gefördert.

Für die Wahrheit kann man keine 
Propaganda machen. Wer die Wahrheit 
sagt, hat es nicht nötig, den Anders­
denkenden zu diffamieren. Wer die 
Wahrheit sagt, hat es auch nicht nö­
tig zu zensieren. Der Umkehrschluss: 
Wo Desinformation eingesetzt, wo der 
freie Zugang zu Informationen behin­
dert, wo Zensur ausgeübt wird: Da 
herrschen nicht Wahrheit und Recht, 
sondern Lüge und Unrecht.

Der freie Zugang zu Informationen 
ist ebenso eingeschränkt wie die Frei­
heit, ohne Sanktionen seine Meinung 
zu äussern oder missliebige Fakten zu 
präsentieren. Sich zu informieren über 
das, was geschieht, ist eine mühse­
lige, zeitraubende und nicht einfache  
Aufgabe geworden. Zu glauben, man 
könne sich über die Medien schnell 
und sachlich informieren, ist eine Illu­
sion. Was ist geschehen? 

In den vergangenen zwei Jahrzehn­
ten wurde eine Agenda umgesetzt, die 
man in grosser Offenheit ankündigte 
und betrieb. Heute ist es anrüchig, 
den Begriff «Mainstream» für die vor­
herrschende Weltsicht zu verwenden 
und etwa von «Mainstream-Medien» 
zu reden. Aber er stammt aus den of­
fiziellen strategischen Schriften eben 
derjenigen politischen Kräfte, welche 
die heutige politisch-gesellschaftliche 
Situation prägen, die sie geschaffen 
haben. «Mainstreaming» beschreibt 
den Dokumenten ihrer Betreiber 
zufolge, ihre politische Agenda der 
«Grossen Transformation der Gesell­
schaft» umzusetzen, ihre Weltsicht 
auf allen gesellschaftlichen Ebenen 
durchzusetzen und zu implementie­
ren: Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, 

Justiz, Bildung, Kultur, Erziehung, Ver­
kehr, Ernährung – sie zum Mainstream 
zu machen. Nachzulesen ist das etwa 
in dem geradezu totalitär anmuten­
den Dokument der Bundesregierung 
«Gesellschaftsvertrag für eine grosse 
Transformation» von 2011 (siehe fac­
tum 6/11; 3/19; 2/20). Darin werden 
die Schritte dieses Mainstreaming, 
eigentlich die Ersetzung einer plura­
listischen Gesellschaft durch ein ho­
mogenes Weltanschauungskollektiv, 
im Detail beschrieben. 

Das Ergebnis dieser Transformation 
ist dann die Herrschaft dieser Main­
stream-Ideologie. Dass Utopisten ihre 
Pläne für Menschen- und Mensch­
heitsexperimente offen kommunizie­
ren, ist nicht neu. Die «Mao-Bibel» 
war ein ebenso eindeutiges Dokument 
wie Hitlers «Mein Kampf». Eine Grafik 
in diesem amtlichen Dokument von 
2011 (siehe Abbildung) stellt mit einer 
Kurve auf der Zeitachse den Weg und 
das Ziel des Mainstreaming dar: Von 
der «Marginalität» dieser Anschauung 
bis zu ihrem Ziel, wo sie «Mainstream» 
wurde und vollkommen in alle gesell­
schaftlichen Bereiche implementiert 
ist. Der Weg führte von der Position 
«Aussenseiter» zu Beginn der Zeit­
achse zur «Hegemonie» (Vormacht­
stellung), wo das Mainstreaming die 
Gesellschaft komplett verwandelt hat 
und hegemonial herrscht, wo alles 
dem Mainstream folgt. Im Grunde 
beschreibt das die Verwandlung einer 
pluralistischen Gesellschaft in einen 
uniformistischen, gleichgeschalteten 
Staat. Vieles davon ist längst umge­
setzt. Vergessen wird dabei, dass der 
Rechtsstaat eine Gemeinschaft des 
Rechts ist, wie der Autor Giuseppe 
Gracia betont, und keine einer zeit­
geistigen Moral oder Ideologie.

Der Philosoph Alexander Grau be­
schreibt, dass sich in den vergange­
nen 20 Jahren «ein ganzes Tableau 
von Ansichten zu Themen wie Klima­
schutz, Migration, Gender oder Min­
derheiten» herausgebildet hat: «Wer 
sie anzweifelt, gilt als Häretiker und 

Diese Grafik aus einem Regierungsdokument von 2011 zeigt die Strategie 
der Durchsetzung der Ideologie bis zur Hegemonie (Vorherrschaft).
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latente Gefahr für die Gesellschaft.» 
Wie gefährlich eine solche Entwick­
lung ist, kann dem vor 15 Jahren er­
schienen Buch von Naomi Wolf «Wie 
zerstört man eine Demokratie – das 10 
Punkte Programm» entnommen wer­
den. Wolf zeigt anhand der demokrati­
schen Staaten, die im 20. Jahrhundert 
zu Diktaturen wurden, die typischen 
Marksteine der Verwandlung einer 
Gesellschaft in ein totalitäres System. 
Der erste ist die Erschaffung eines 
internen oder externen Feindes: Das 
kann eine Ethnie oder eine bestimmte 
Gruppe der Bevölkerung sein. Oder 
ein Virus, auch den der Abschaffung 
der Grundrechte, den es um jeden 
Preis zu bekämpfen gilt. Dann geraten 
auch die Kritiker dieser Massnahmen 
in diesen Status eines viralen Feindes. 

Wolf nennt weitere Schlüssel­
elemente dieser Entwicklung: das Auf­
bauen eines Überwachungssystems, 
die Drangsalierung von Bürgerrecht­
lern, gezielte Aktionen gegen Schlüs­
selfiguren, die Kontrolle der Presse, 
die Behandlung von Dissidenten als 
Verräter, die Aussetzung des Grund­
gesetzes. In einem Interview mit dem 
Bonhoeffer-Biografen Eric Metaxas 
sagte sie: «Es ist eine Technik, eine 
Gesellschaft von In- und Outsidern zu 
schaffen, von solchen, die mitmachen 
dürfen und solchen, die ausgeschlos­
sen sind. Ihre Meinungsbeiträge wer­
den verhindert, sie verlieren Jobs, den 
Zugang zu Bezahlsystemen. Das ist die 
klassische faschistische Methode.»

Sie habe sich beim Schreiben des 
Buches nicht vorstellen können, dass 
eine Pandemie «als Vehikel genutzt 
werden könnte, um die Bürgerrechte 

auszusetzen, um in robusten Demo­
kratien Notstandgesetze durchzuset­
zen». Die Verschmelzung von Unter­
nehmensinteressen und öffentlicher 
Politik (in Orwellscher Sprachmanier 
als «Public-Private Partnership» be­
schönigt) erinnert Naomi Wolf an 
den italienischen Faschismus. Sie 
warnt vor einem biotechnologischen 
Faschismus, der den Menschen das 
Leben in analogen Lebensräumen 
(Kirchen, Synagogen, Schulen, Verei­
nen, Begegnung in privaten Räumen) 
erschwert oder verwehrt und sie in die 
Digitalie drängt – wo sie überwacht, 
gleichgeschaltet und durch Nutzung 
der gewonnenen Daten kommerziell 
bewirtschaftet werden. Sie sieht darin 
nicht nur einen «Krieg gegen die Frei­
heit», sondern «einen Krieg gegen den 
Menschen und gegen alles, was uns 
menschlich macht». Sie spricht von 
einer «satanischen Dehumanisierung 
des Individuums». 

Der kommende digitale Impfpass 
bringt gewaltigen Schub in diese Ent­
wicklung, eine neue Dimension einer­
seits der Überwachung und anderer­
seits der Ausgrenzung: die Teilung der 
Gesellschaft in «Wir» und «Die». Es gibt 
jetzt «eine neue, eine Art marxistische, 
totalitäre Vorstellung davon, was ein 
‹guter Bürger› ist», sagt Wolf. Die schon 
jetzt zu beobachtende Ausgrenzung 
und Diffamierung von Ungeimpften 
wird mit dem Impfpass total. Er ist 
der Einstieg in ein Sozialkreditsystem 
wie in China, welches dissidente Per­
sonen von der Teilhabe am öffentli­
chen Leben ausschliesst und umfas­
send diskriminiert. China hält eine 
Milliarde Menschen unter Kontrolle, 
verwandelt sie in Gehorsamssklaven. 
Was geschieht mit den Menschen, die 
im Mainstream nicht mitschwimmen, 
die sich nicht gleichschalten lassen, 
die sich nicht impfen lassen wollen? 

Ihre totale Ausgrenzung, ihr Lock­
down ist in Deutschland beschlos­
sene Sache und bereits jetzt massiv. 
Ungeimpften Menschen ist trotz «ne­
gativem Test» an Spitälern der Kran­

kenbesuch verwehrt worden. Sie sind 
sozialem Druck ausgesetzt, werden 
diffamiert und ausgegrenzt – als Folge 
der hetzerischen Berichterstattung 
häufig sogar von der eigenen Familie. 
Was kommt nach ihrer Stigmatisie­
rung als «unrein», «asozial», als «ge­
fährlich für das Gemeinwohl»? Wie 
weit wird die Entrechtlichung gehen, 
wo hört sie auf? Bei der Entmenschli­
chung? Was macht man mit Personen, 
von denen US-Präsident Biden sagt, 
sie seien «eine Pandemie, die tötet»? 
Wie die Richterskala, so ist auch die 
Skala totalitärer Verfügung über Men­
schen nach oben offen. Schon fordern 
Politiker wie der Schweizer Grünlibe­
rale Grosse eine «Kennzeichnung» von 
Ungeimpften – mit einem «Sticker». 
Was im vergangenen Jahrhundert in 
Deutschland geschah, kann überall 
und wieder geschehen, sagt Naomi 
Wolf. 

Christen sollten wissen, dass das 
verbindende Element dieser ideolo­
gischen Facetten ihr neuheidnischer 
Kern ist. Der Mensch macht sich zum 
Schöpfer seiner selbst; glaubt, die Na­
turgewalten beherrschen und regeln 
zu können; glaubt, ein Paradies auf Er­
den schaffen zu können. Es geht gegen 
den Gott Abrahams, Isaaks und Jakobs 
und gegen den auferstandenen, wie­
derkommenden Jesus Christus. Des­
halb sind es die Christen, die in den 
Fokus dieses gottfeindlichen Heiden­
kultes rücken werden.

Was mag Dietrich Bonhoeffer für 
Erwiederungen gehört haben, als er 
1930 sagte, dass die zu beobachtende 
Entwicklung in einer ungeheuerlichen 
Barbarei enden werde? Sicher wurde 
er auch der heillosen Übertreibung, 
der Schwarzseherei bezichtigt, er sei 
einer Verschwörungstheorie aufgeses­
sen. Aber er kannte als gottesfürchti­
ger Christ seine Bibel und wusste die 
Zeichen der Zeit zu lesen.�

1	 So Dr. Manfred Kölsch, ein Richter im Ruhestand 
aus Trier. Er hat aus Protest gegen Angriffe auf die 
Unabhängigkeit der Justiz sein Bundesverdienst­
kreuz zurückgegeben.

“Christen sollten wissen, 
dass das verbindende 
Element dieser ideolo-

gischen Facetten ihr  
neuheidnischer Kern ist.
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